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N A C H R I C H T E N  

Papst-Attentäter Agca 
wird begnadigt 
ROM: D e r  Papst-Attentäter Ali Agca soll nach 
rund 19-jähriger Haft in Italien begnadigt wer­
den. Das meldete das italienische Femsehen am 
Dienstag. Der  43-jährige türkische Rechtsextre­
mist hatte Papst Johannes Paul II. am 13. Mai 
1981 auf dem Petersplatz in Rom durch mehre­
re  Schüsse schwer verletzt. Agca wurde in Itali­
en zu lebenslanger Haft verurteilt. D e r  Papst 
hatte Agca bei einem Besuch in der  Zelle ver­
geben und gemeinsam mit ihm gebetet. Die 
Hintergründe der  Tbt wurden nie ganz geklärt. 
Agca soll nach italienischen Medienberichten in 
seine Heimat abgeschoben werden. 

USA und Russland 
weiter uneins 
MOSKAU: Im Streit zwischen Washington und 
Moskau über das von den USA geplante Natio­
nale Raketenabwehrsystem (NMD) ist weiter 

. keine Einigung in Sicht. Die USA halten trotz 
der  massiven Einwände Russlands an ihren Plä­
nen fest. US-Verteidigungsminister William Co­
hen betonte am Dienstag nach einem TVeffen, 
mit dem russischen Präsidenten Wladimir Putin 
und dem russischen Verteidigungminister Igor 
Sergejew in Moskau aber das grundsätzliche In­
teresse der USA an einem gemeinsamen Ab­
wehrsystem mit Russland. Der Kreml teilte mit, 
Putin halte aber die Fortsetzung des Dialogs mit 
den USA über die strategische Stabilität für 
sehr wichtig. Beim Gipfeltreffen des US-Präsi-
denten Bill Clinton mit Putin Anfang Juni in 
Moskau hatte es ebenfalls keine Annäherung in 
dem Raketenstreit gegeben. 

Koalition in Israel vor 
dem Ende 
JERUSALEM: In Israel steht die Regierungs­
koalition von Ministerpräsident Ehud Barak 
vor dem Verlust ihrer Mehrheit. Die geistliche 
Führung der  ultraorthodoxen Schas-Partei for­
derte ihre vier Minister am Dienstag auf, die Re­
gierung zu verlassen. Die vier Minister seien 

aufgefordert worden, ihre Entlassungsgesuche 
am Sonntag im Kabinett zu überreichen, sagte 
Schas-Vertreter Raphael Pinhasi, der General­
sekretär des Rates derTorah-Weisen. Die Schas 
beklagt sich, sie sei bei Barak mit einer Reihe 
von Forderungen nicht durchgekommen. Auch 
ein Treffen ihres Chefs, Arbeits- und Sozialmi­
nister Eli Jishai.mit Barak am Montag habe kei­
nen Durchbruch gebracht. Die Ultra-Orthodo-
xen fühlen sich hintergangen, weil sich der libe­
rale Erziehungsminister Jossi Sarid seit Mona­
ten weigert, einen Millionenbetrag zur Rettung 
des bankrotten religiösen Schulsystems von 
Schas auszuzahlen. Zudem fordern sie die Le­
galisierung mehrerer religiöser Piratensender. 
Die Partei sehe sich nicht mehr als Regierungs­
partner Baraks und als Partner im Friedenspro-
zess mit den Palästinensern. Parteichef Jshai be­
zeichnete den Entscheid als endgültig. Ähnli­
ches hatte die Partei bereits im Dezember 1999 
verkündet und blieb a m  Ende in der  Koalition. 
Gesundheitsminister Schlomo Benisri von der 
Schas-Partei räumte ein, «Barak hat bis Sonn­
tag, mit einen Vorschlag zur Lösung unserer 
Probleme zu kommen». Sonst werde es «ganz 
schnell zu Neuwahlen kommen». Der  Frakti­
onsvorsitzende der Regierungspartei «Ein Isra­
el», Ofir Pines-Pas, sagte, das Verhalten der 
Schas könnte die Bildung einer kleinen Koaliti­
on oder einer Minderheitsregierung nötig ma­
chen. Ohne die Unterstützung der 17 Schas-Ab-
geordneten ist die Regierung Barak in der  Kn­
esset ohne Mehrheit. Bisher verfügte die Koali­
tion über 68 der  120 Parlamentssitze. Die Krise 
erfolgt in einem für die Regierung kritischen 
Moment. Die Verhandlungen Israels mit den 
Palästinensern stehen vor der entscheidenden 
Phase. Ein Friedensabkommen mit den Palästi­
nensern hätte nur geringe Chancen auf Abseg-
nung durch das Parlament, wenn Barak mit ei­
ner Minderheitenregierung an der Macht bleibt. 

Historisches Treffen in Korea 
Innerkoreanischer Gipfel: Süd- und Nordkorea demonstrieren Willen zu Verständigung 

P J Ö N G J A N G / S E O U L :  Beim 
ersten Gipfeltreffen zwischen 
Nord- und Südkorea seit der 
Teilung der Halbinsel vor 
55 Jahren haben die beiden 
Staatschefs Kim Jong II und 
Kim Dae Jung gestern den Wil­
len zu Annäherung und Ver­
söhnung demonstriert. 

Das Treffen begann mit einer Über­
raschung in unerwartet entspannter 
Atmosphäre: Der  als öffentlich­
keitsscheu geltende nordkoreani­
sche Machthaber Kim Jong II emp­
fing seinen Gast aus Südkorea per­
sönlich am Flughafen. 

Dabei begrüsste er  seinen süd-
koreanischen Amtskollegen Kim 
Dae Jung mit einem langen Hände­
druck. Zahlreiche Zuschauer jubel­
ten dem «Grossen Führer» Kim 
Jong II dabei zu und schwenkten 
künstliche Blumen. 

Es war das erste Mal, dass ein 
Auftritt des scheuen kommunisti­
schen Herrschers live im Fernsehen 
übertragen wurde. Rund 600000 
Menschen säumten den Weg der 
beiden Staatschefs vom Flughafen 
ins Zentrum. 

Beziehungen verbessern 
Als weiteres Zeichen der 

Annäherung fuhren die Staatschefs 
gemeinsam in einer Limousine ins 
Zentrum von Pjöngjang. Offiziell 
sind die zwei Staaten auch nach dem 
Ende des Koreakriegs 19S3 noch im 
Kriegszustand. Seither gibt es zwi­
schen Norden und Süden wederTe-
Iefon- noch Briefverkehr. 

Bis Donnerstag wollen beide 

Der nordkoreanische Machthaber Kim Jong (rechts) begleitet seinen Gast aus Südkorea, Kim Dae Jung persönlich 
zu den ersten Gesprächen. (Bild: Keystone) 

Staatschefs nun über die Grundla­
gen für verbesserte Beziehungen re­
den. Nach dem Empfang führten sie 
im Gästehaus der nordkoreani­
schen Regierung ein erstes, knapp 
halbstündiges Gespräch. 

Bitterkeit beilegen 
E r  sei nftch Nordkorea gekom­

men, um sich für «Frieden, Zusam­
menarbeit und Vereinigung» einzu­
setzen, sagte Kim Dae Jung. E r  wer­
de mit Kim Jong II alles tun, damit 

die Menschen im Norden und Sü­
den Koreas friedlich zusammenle­
ben könnten. Das Gipfeltreffen sei 
nur ein Anfang. Die beiden koreani­
schen Staaten bräuchten einen häu­
figen Austausch, um die «Bitter­
keit» beizulegen, die sich seit der 
Teilung der koreanischen Halbinsel 
angestaut habe. 

«Wir haben eine Grundlage ge­
schaffen, die künftig hilft, alle un­
gelösten Fragen zu beantworten», 
sagte Kim Jong 11 nach seinem ers­

ten Gespräch mit Südkoreas Staats­
chef Kim Dae Jung. «Der 13. Juni 
wird in die Geschichte eingehen.» 

Im Vordergrund des Gipfels sol­
len Fragen der wirtschaftlichen Zu­
sammenarbeit sowie die Zusam­
menführung von Familien stehen, 
die bei derTeilung der  Halbinsel ge­
trennt wurden. Kim Dae Jung regte 
die Einrichtung eines «roten Tele­
fons» an, über das beide Staaten 
künftig Fragen «direkt erörtert» 
könnten. 

Osterreich will noch dieses Jahr erste NS-Entschädigungszahlungen leisten 

WIEN: Nach der grundsätzlichen 
Einigung zwischen Deutschland 
und den USA in der Frage der Ent­
schädigung für Zwangsarbeiter im 
Dritten Reich hofft auch Österreich 
auf einen baldigen Abschluss der 
Verhandlungen. 

«Der erste Scheck sollte noch das 
Datum 2000 haben», sagte die Be­
auftragte der österreichischen Re­

gierung für die Entschädigungen, 
Maria Schaumayer, am Dienstag. 
«Ich zweifle nicht daran, dass wir 
auch zu einer Vereinbarung kom­
men». 

Der  Versöhnungsfonds soll laut 
Schaumayer mit sechs Milliarden 
Schilling (rund 682 Millionen Fran­
ken) dotiert sein. Ungefähr 150 000 
Zwangsarbeiter in der Industrie 
und in der Landwirtschaft sowie in 

anderen Bereichen sollen entschä­
digt werden. 

Der deutsche Regierungsbeauf-
tragte- Ot to  Graf  Lambsdorff und 
der stellvertretende US-Finanzmi­
nister Stuart Eizenstat hatten in der 
Nacht auf Dienstag eine Überein­
kunft erzielt. Die US-Regierung will 
demnach den Gerichten die Abwei­
sung von Klagen gegen deutsche 
Finnen mit der Begründung emp­

fehlen, eine Entschädigung über 
den Fonds liege im Interesse der 
USA.Eine ähnliche Lösung werde 
es auch für Österreich geben, kün­
digte Schaumayer an. US-Anwalt 
Edward Fagan will an der  Sammel­
klage gegen Österreich festhalten. 
Österreichs Regierung nehme die 
Ansprüche der Opfer des Holo­
caust weiterhin nicht ernst, teilte Fa­
gan gestern mit. 

Abschiednehmen in Syrien 
Beisetzung von Staatschef Hafis el Assad: Volk und Spitzenpolitiker dabei 

DAMASKUS: Mit einem Staatsakt 
im Beisein zahlreicher Spitzenpoli­
tiker aus aller Welt hat Syrien Ab­
schied genommen vom verstorbe­
nen Staatschef Hafis el Assad. Seine 
letzte Ruhestätte findet Assad in 
seinem Heimatdorf Karhada. 

Nach dem Abfeuern von 21 Schuss 
Salut war der Trauerzug, angeführt 
vom 34-jährigen Assad-Sohn 
Baschar, über zwei Stunden lang 
durch die syrische Hauptstadt Da­
maskus gezogen. Assads Sarg war 
mit der  schwarz-weiss-roten Natio­
nalflagge geschmückt. 

Ein Grossaufgebot von Sicher­
heitskräften schützte den Trauerzug 
vor einer teilweise hysterisch wir­
kenden Menge am Strassenrand. 
Vielfach brachen Menschen zusam­
men. In  Sprechchören hiess es: «Gott 
ist gross, und Assad ist sein Liebling.» 

I n  dem aus weissem Marmor er­
richteten Volkspalast verneigte sich 
Baschar später vor dem Sarg seines 
Vaters. Dabei rezitierte er  den ers­
ten Vers des Koran, die Fatiha, und 
nahm danach traditionsgemäss die 
Hände vor das Gesicht. 

Anschliessend erwiesen die aus­
ländischen Politiker Assad die letz­

Aufstand 
GENF: Der Aufstand der 
Maoisten in Nepal hat sich nach 
Angaben des IKRK in den ver­
gangenen Monaten verstärkt. 
Seit 1996 seien bei den damit 
verbundenen Gewalttaten rund 
1200 Menschen ums Leben ge­
kommen, erklärte die humanitä­
re Organisation. 

Grossaufgeböt von Sicherheitskräften in Damaskus: Die Menschen am 
Strassenrand benahmen sich teilweise hysterisch. (Bild: Keystone) 

te  Ehre. Zu  denTYauergästen gehör­
ten die Präsidenten Ägyptens, Je­
mens, Algeriens, Irans, sowie König 
Abdullah von Jordanien, Kronprinz 
Abdallah aus Saudi-Arabien, der 
Emir vortKuwait, 

Aus Libanon, wo rund 35 000 syri­
sche Soldaten stationiert sind, kam 
mit Präsident Emile Lahoud, Minis­
terpräsident Selim Hoss und Par­

lamentspräsident Nabih Bern  die 
ranghöchste Delegation. Auch Pa­
lästinenserpräsident Jassir Arafat 
gehörte zu den TVauergästen. Als 
einziger westlicher Staatschef nahm 
Frankreichs Präsident Jacques Chi­
rac an derlYauerzeremonie teil. Aus 
den USA und Grossbritannien reis­
ten die Aussenminister Madeleine 
Albright und Robin Cook an. 


